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1 EU-Beihilfenrecht – Neue Rechtsvorschriften für Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse

2 Zum Entschädigungsanspruch wegen überlanger Verfahrensdauer

Öffentlicher Dienst
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5 Verwirkung in Bezug auf die dienstliche Beurteilung eines Beamten

Bau und Wohnung, Planung, Straßen, Feuerschutz
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7 Bebauungsplan kann auch bewahrenden Inhalt haben
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10 Kein Anspruch auf Mehrvergütung bei Zuschlag mit veränderter
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BImSchG sind zulässig

Soziale Leistungen, Behindertenrecht
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Vollmitgliedschaft der
kommunalen Spitzenverbände
im Stabilitätsrat

Zu einer Kleinen Anfrage im Deutschen Bun-
destag wurde die Bundesregierung gefragt, wel-
che Gründe für und welche gegen eine Vollmit-
gliedschaft der kommunalen Spitzenverbände
an einem modifizierten Stabilitätsrat sprechen
angesichts der Tatsache, dass die kommunalen
Finanzierungssalden bei der Ermittlung des ge-
samtstaatlichen Defizits im Rahmen des Fiskal-
pakts berücksichtigt werden müssen. Die Bun-
desregierung antwortete wie folgt:

Aufgaben des Stabilitätsrats betreffen die
kommunale Ebene nicht
Die zentrale Aufgabe des Stabilitätsrats, so die
Bundesregierung, ist die regelmäßige Überwa-
chung der Haushalte des Bundes und der Län-
der auf der Grundlage des Art. 109 a GG. Der
Stabilitätsrat prüft, ob drohende Haushaltsnot-
lagen vorliegen und vereinbart dann Sanie-
rungsprogramme zur dauerhaften Sanierung
des Haushalts einer betroffenen Gebietskörper-
schaft (Bund bzw. Land). Diese grundgesetzlich
verankerten Aufgaben des gemeinsamen Gremi-
ums von Bund und Ländern betreffen die kom-
munale Ebene nicht, und kommunale Gebiets-
körperschaften sind auch nicht Gegenstand der
Beratungen und Entscheidungen.

Teilnahme der kommunalen
Spitzenverbände am Arbeitskreis
Stabilitätsrat in Sonderfällen
Die kommunalen Spitzenverbände, so die Bun-
desregierung weiter, nehmen derzeit bereits re-
gelmäßig an den Sitzungen des Arbeitskreises
Stabilitätsrat teil, in denen zur Koordinierung
der Haushalts- und Finanzplanungen des Bun-
des, der Länder sowie der Gemeinden und Ge-
meindeverbände nach § 51 des Haushalts-
grundsätzegesetzes die kurz- und mittelfristigen
Vorausschätzungen zur Entwicklung der öffent-
lichen Haushalte beraten werden. Diese Voraus-
schätzungen sind grundlegend für die Meldung
von gesamtstaatlichem Finanzierungssaldo und
Schuldenstand an die Europäische Kommission
(Maastricht-Notifikation).
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Länder tragen Verantwortung für ihre
Kommunen
Bund und Länder, so die Bundesregierung ab-
schließend, haben sich auf Eckpunkte einer in-
nerstaatlichen Umsetzung der neuen Vorgaben
des Fiskalvertrags und des Stabilitäts- und
Wachstumspakts verständigt und übereinstim-
mend festgestellt, dass der Entwicklung der So-
zialversicherungen und der kommunalen Fi-
nanzen bei der Einhaltung des Fiskalpakts eine
wichtige Rolle zufällt. Die Entwicklung der Sozi-
alversicherungen liegt dabei in der Verantwor-
tung des Bundes. Die Länder tragen im Rahmen
des Fiskalvertrags die Verantwortung für ihre
Kommunen. – (ra)
(Quelle: BT-Drs. 17/10270 S. 14.)

Wasser sparen liegt weiter im
Trend

Im Jahr 2010 haben die öffentlichen Wasserver-
sorgungsunternehmen in Deutschland fast
3,6 Mrd. m3 Trinkwasser an Haushalte und
Kleingewerbe abgegeben. Wie das Statistische
Bundesamt (Destatis) mitteilt, entspricht dies
einer durchschnittlichen Abgabe je Einwohner
und Tag von 121 l. Das war 1 l weniger als
2007. Damit setzte sich ein langjähriger Trend
fort: 1991 wurden je Einwohner und Tag durch-
schnittlich 23 l mehr Trinkwasser abgegeben.

Die abgegebene Wassermenge variierte re-
gional: Während in den westdeutschen Flächen-
ländern 2010 je Einwohner und Tag durch-
schnittlich 126 l abgegeben wurden, waren es
in Ostdeutschland (ohne Berlin) nur 93 l.

Fast die gesamte Bevölkerung Deutschlands
war 2010 an die öffentliche Trinkwasserversor-
gung angeschlossen (99,3 %). Der Anschluss-
grad lag in Ostdeutschland (ohne Berlin) mit
99,5 % und in den westdeutschen Flächenlän-
dern (99,2 %) auf vergleichbarem Niveau. Ein
anderes Bild zeigt sich jedoch bei der öffentli-
chen Abwasserkanalisation: Während in den
westdeutschen Flächenländern 97,6 % der Be-
völkerung an die öffentliche Kanalisation ange-
schlossen waren, waren es in Ostdeutschland
(ohne Berlin) nur gut 90 %. Insgesamt betrug
der Anschlussgrad an das öffentliche Kanalnetz
in Deutschland 96,6 % (2007: 96,1 %). Damit
waren 2,8 Mio. Bürger nicht an die öffentliche
Kanalisation angeschlossen (2007: 3,2 Mio.).
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Weitere Ergebnisse zu Wassergewinnung,
Wasserabgabe und Anschlussgraden im öffentli-
chen Sektor können unter www.destatis.de den
Tabellen der Wasserwirtschaft entnommen wer-
den.
(Quelle: Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung
Nr. 389 vom 09.11.2012)

Änderung des Datensatzes für
das Meldewesen (DSMeld)

Das Bundesministerium des Innern (BMI) hat
bekannt gegeben, dass die Bundesvereinigung
der kommunalen Spitzenverbände am
16.10.2012 eine Änderung der 13. Lieferung
zur 2. Auflage des Datensatzes für das Meldewe-
sen – Einheitlicher Bundes-/Länderteil –
(DSMeld) herausgegeben hat.

Änderung im Datenblatt „Inhalt“
Im Datenblatt „Inhalt“ werden mit Wirkung
vom 01.01.2013 nach der Nr. 3.4 die folgenden
Nrn. 3.5 und 3.6 eingefügt:
„3.5 Für die Angabe des Staates oder die Staats-
angehörigkeit ist die mit dem Auswärtigen Amt
abgestimmte ,Staats- und Gebietssystematik‘ des
Statistischen Bundesamts in der jeweils gültigen
Fassung heranzuziehen. Sie steht als PDF-Datei
sowie als EXCEL-Datei kostenlos bereit:
– Als Datei in PDF- und im EXCEL-Format

unter http://www.destatis.de/staatssystema-
tik.

– Über die Plattform XRepository der Koor-
dinierungsstelle für IT-Standards (KoSIT)
veröffentlichten Codelisten unter www.xre-
pository.deutschland-online.de
– Codeliste Destatis Staat

urn:de:bund:destatis:bevoelkerungs-
statistik:schluessel:staat

– Codeliste Destatis Staatsangehörigkeit
urn:de:bund:destatis:bevoelkerungs-
statistik:schluessel:
staatsangehörigkeit

– Codeliste Destatis Staatsgebiete
urn:de:bund:destatis:bevoelkerungs-
statistik:schluessel:
staatsgebiete.

Das Statistische Bundesamt ermöglicht Interes-
sierten, sich künftig über RSS-Feed informieren
zu lassen, sobald eine neue Version der Systema-
tik zum Download bereitgestellt wird. Fachliche
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Informationen zu diesen Veröffentlichungen
können direkt beim Statistischen Bundesamt er-
fragt werden: Referat F 204, Tel.: + 49 (0) 611/
75 43 65, Fax: +49 (0) 611/72 40 00 oder E-Mail:
migration@destatis.de.
3.6 Das BMI macht Änderungen der Schlüssel-
listen bzw. Änderungen der Bezugsquellen nach
entsprechender Unterrichtung durch das Statis-
tische Bundesamt unter Angabe des Änderungs-
datums, des Beginns der Änderungsanwendung
und der Fundstelle im Bundesanzeiger be-
kannt.“

Weitere Änderungen
Die Datenblätter 0603, 0907a, 1001, 1223, 1307,
1409, 1508, 1524 und 1905 werden mit Wirkung
vom 01.01.2013 jeweils wie folgt geändert: Die
Wörter „Schlüssel nach Anlage 1“ werden er-
setzt durch die Wörter „Schlüssel des Statisti-
schen Bundesamts – siehe Inhalt Nummer 3.5“.

Schließlich wurde die Anlage 1 des DSMeld
mit Wirkung vom 01.01.2013 aufgehoben.

Die Bekanntmachung ist beim Bundesar-
chiv, Potsdamer Str. 1, 56075 Koblenz, niederge-
legt und dort jedermann zugänglich.
(Quelle: Bekanntmachung des Bundesministeriums des
Innern über Änderungen des Datensatzes für das Melde-
wesen – Einheitlicher Bundes-/Länderteil – (DSMeld) vom
18.10.2012 – BAnz AT 05.11.2012 B2)

Generalkonsulat von Pakistan
in Frankfurt a. M.

Das Auswärtige Amt gibt bekannt:
Die Bundesregierung hat dem zum Leiter

der berufskonsularischen Vertretung der Islami-
schen Republik Pakistan in Frankfurt a. M. er-
nannten Herrn Imtiaz A. Kazi am 12.10.2012
das Exequatur als Generalkonsul erteilt. Der
Konsularbezirk umfasst die Länder Hessen, Ba-
den-Württemberg, Bayern, Nordrhein-Westfa-
len, Saarland und Thüringen.
Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Ghu-
lam Rasool Malik, am 24.09.2008 erteilte Exe-
quatur ist erloschen.
(Quelle: BAnz AT 24.10.2012 S1)
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